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Drucksache V/ 850 


Der Bundesminister 
für Wohnungswesen und Städtebau 

III B 5 - 2 R 30/66 


Bad Godesberg, den 25. Juli 1966 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: öffentlich geförderte Eigentumsmaßnahmen im 
Wohnungsbau 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Baier, Dr. Hesberg, 
Josten, Dr. Czaja, Röhner, Wurbs und Genossen 
- Drucksache V/783 - 


Namens der Bundesregierung nehme ich zu der Kleinen An- 
frage wie folgt Stellung: 


1. Wie groß war in den Jahren 1964 und 1965 in den einzelnen 
Ländern der prozentuale Anteil an öffentlidi geförderten Ei- 
gentumswohnungen in Familienheiinen und Mehrfamilienhäu- 
sern (einsdiließlich Wohnungseigentum) gegenüber dem Anteil 
an öffentlich geförderten Mietwohnungen? 

Der Anteil der Eigentümerwohnungen an den Wohnungen 
des öffentlich geförderten sozialen Wohnungsbaues 1965 ist im 
Durchschnitt des Bundesgebietes [einschließlich Berlin (West)] 
gegenüber dem Vorjahr etwa gleich geblieben. 

Von den im Jahre 1965 insgesamt mit öffentlichen Mitteln ge- 
förderten Wohnungen waren 30,8 v. H. Eigentümerwohnungen 
(einschließlich Wohnungseigentum) in Familienheimen und 
Mehrfamilienhäusern (1964: 31,0 v. H.), während auf Miet- 
wohnungen 69,2 V. H. (1964: 69,0 v.H.) entfielen. 

Von Land zu Land war die Entwicklung unterschiedlich: In 
Baden-Württemberg, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen und 
Rheinland-Pfalz sank der Eigentümerwohnungsanteil; in 
Bayern, Berlin, Bremen, Hamburg und Saarland nahm er da- 
gegen zu - in Bayern und Berlin insbesondere infolge ver- 
stärkter Förderung des Wohnungseigentums. Nahezu unver- 
ändert blieb der Eigentumsanteil in Hamburg und Schleswig- 
Holstein. 
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Einzelheiten über die Entwicklung in den Ländern enthält die 
anliegende Übersicht I. 


2. Wie hoch ist die Zahl der unerledigten Anträge auf Förderung 
von Familienheimen in den einzelnen Ländern zum letzten 
Stichtag, und weldie Bemühungen haben die Länder unter- 
nommen, um einen Abbau der Zahl der unerledigten Anträge 
auf Förderung von Familienheimen zu erreichen ? 

Am 30. Juni 1965 waren nach den Meldungen der Bewilligungs- 
und Annahmestellen der Länder die Anträge auf Förderung 
von rd. 124 300 Familienheimen unerledigt; das waren rd. 1100 
oder knapp 1 v. H. weniger als am 30. Juni 1964 (rd. 125 000). 
In der Zeit zwischen diesen beiden Stichtagen sind nach der 
Bewilligungsstatistik öffentliche Mittel für rd. 68 100 Familien- 
heime (gegenüber rd. 64 500 im gleichen Zeitraum des Vor- 
jahres) bewilligt worden. Von den Mitte 1965 weiterhin zur 
Förderung anstehenden Familienheimen konnten bis Ende 
1965 rd. 35 300 durch Bewilligung Öffentlicher Mittel gefördert 
werden. 

über ihre Bemühungen um den Abbau der unerledigten An- 
träge auf Förderung von Familienheimen haben die Länder 
wie folgt berichtet: 

Baden - Württemberg 

Nach dem Landeswohnungsbauprogramm 1966 wird die Förde- 
rung von 25 300 Wohnungen insgesamt angestrebt, so daß ein 
wesentlicher Teil der unerledigten Anträge auf Familienheim- 
förderung abgedeckt werden kann. 

Bayern 

Der Abbau der Zahl der unerledigten Anträge auf Förderung 
von Faniilienheimen seit dem Stichtag 30. Juni 1965 wird da- 
durch außerordentlich erschwert, daß einerseits inzwischen wie- 
der zahlreiche neue Anträge eingegangen sind, andererseits 
aber die volle Bereitstellung der im Haushaltsplan 1966 vor- 
gesehenen Landesmittel wegen der ungünstigen Haushalts- 
und Kassenlage auf außerordentlich große Schwierigkeiten 
stößt, und auch die Bundesmittel nach § 19 a II. WoBauG noch 
ausstehen. 

Berlin 

Bei den gemeldeten unerledigten Anträgen handelt es sich aus- 
schließlich um in Bearbeitung befindliche Anträge, die jeweils 
sofort nach Abschluß der Bearbeitung bewilligt werden. 

Bremen 

Die Zahl der unerledigten Anträge auf Förderung von Familien- 
heinien konnte von Mitte 1965 bis Mitte 1966 um etwa V5 ver- 
mindert werden. Der größte Teil der restlichen unerledigten 
Anträge war noch nicht bewilligungsreif. 
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Hamburg 

Anträge auf Förderung von Familienheimen werden nach Maß- 
gabe ihres Eingangs bei der Hamburgischen Wohnungsbau- 
kasse laufend bewilligt. 

Hessen 

Von den (am 30. Juni 1965) unerledigten Anträgen war bereits 
ein großer Teil durch Kontingente gedeckt, so daß nur 4050 
„echte" unerledigte Anträge Vorlagen. Der Finanzierungsbedarf 
an öffentlichen Mitteln für diese 4050 Familienheime zum 
30. Juni 1965 lag bei rd. 80 Mio DM. 

Für das Baujahr 1966 sind im dezentralen Programm neu 
70 Mio DM verteilt worden. Für die sog. kreisfremden Bau- 
herren stehen 1966 weitere 4 Mio DM öffentliche Mittel bereit. 
Für die Förderung des Baues von Familienheimen im Zonen- 
randgebiet sind 14 Mio DM öffentliche Mittel vorgesehen. 

über diese Beträge hinaus werden, wie bisher, im Rahmen des 
Wohnungsnotstandsprogrammes und anderer zentraler Maß- 
nahmen Familienheime insbesondere für Kinderreiche geför- 
dert werden. 

Das Land strebt durch entsprechend hohe Bereitstellung von 
Landesmitteln eine Erledigung der am 30. Juni 1965 unerledig- 
ten Anträge innerhalb eines Jahres an. 

Niedersachsen 

Im Kalenderjahr 1965 wurden mehr als 50 v. H. der öffent- 
lichen Baudarlehen für Familienheime bewilligt. 

No’rdrhein-Westfalen 

Das Land stellt neben den allgemeinen Mitteln Sondermittel 
für die Förderung von Familienheim-Gruppenvorhaben und von 
Kleinsiedlungen für Landarbeiter zur Verfügung. Im übrigen 
sind Farnilienheime entsprechend den Vorschriften des § 26 11. 
WoBauG zu fördern. 

Rheinland-Pfalz 

In der zweiten Hälfte des Jahres 1965 wurden u. a. 8 Mio DM 
für Familienzusatzdarlehen und für mehrere Gruppensied- 
lungsvorhaben gesondert bereitgestellt. Von den Wohnungs- 
baumitteln des Jahres 1966 sind vorerst 20 Mio DM auf die 
Kreise und Städte verteilt worden. Weitere rund 2,2 Mio DM 
wurden gemeinnützigen Wohnungsbauträgern für die Förde- 
rung von Familienheimen in geschlossenen Siedlungen zuge- 
teilt. Daneben entfällt von den verplanten Mitteln des Jahres 
1966 ein größerer Teil auf Demonstrativprogramme, in denen 
vorwiegend Familienheime erstellt werden. 
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Saarland 

Von den insgesamt im Jahre 1965 geförderten Wohnungen be- 
trugen die Wohnungen in Familienheimen und eigengenutzten 
Eigentumswohnungen allein 80%. Bisher sind die unerledig- 
ten Anträge zum Stichtag 30. Juni jeweils immer bis spätestens 
Juni nächsten Jahres mit Bewilligungsbescheiden belegt wor- 
den. 

Schleswig-Holstein 

Von dem Antragsbestand bei den Kreisen am 30. Juni 1965 
in Höhe von 5000 Familienheimen sind vom Land am 16. De- 
zember 1965 Mittel zur Förderung von 3800 Familienheimen 
freigegeben worden. 


3. In welcher Weise wird die Bundesregierung bei der Förderung 
des Wohnungsbaues nach § 19 a des Zweiten Wohnungsbauge- 
setzes der Bemühung um den Abbau unerledigter Anfragen auf 
Förderung von Familienheimen gerecht ? 


Ich darf in Erinnerung bringen, daß durch Artikel 1 1 des Haus- 
haltssicherungsgesetzes 1965 der § 19 a des 11. WoBauG für die 
Jahre 1965 und 1966 suspendiert worden ist. Damit entfiel die 
hiernach von Bundesseite her für diesen Zeitraum vorgesehene 
Förderungsmaßnahme. 

Auf Grund der im Haushaltsplan 1966 erteilten Ermächtigung, 
nunmehr Verpflichtungen für künftige Rechnungsjahre einzu- 
gehen, ist die vorzeitige Verteilung der für das Jahr 1967 vor- 
gesehenen Bundesmittel möglich geworden; sie soll nach Ab- 
stimmung mit den Länderministern in nächster Zeit erfolgen. 


4. Wie hoch sind in den einzelnen Ländern die Durchschnittsför- 
derungssätze für Baudarlehen zum Bau von Familienheimen 
und Mietwohnungen in den letzten drei Jahren ? 

Die Höhe der Durchschnittsförderungssätze für Baudarlehen 
zum Bau von Familienheimen und Mietwohnungen der Jahre 
1963 bis 1965 ist für die einzelnen Länder - auf der Grundlage 
einer 70 qm großen Wohnung - in anliegender Übersicht III 
wiedergegeben. 

Es zeigt sich, daß die Darlehen für den Bau von Familienheimen 
den Bestimmungen des II. WoBauG entsprechend höher sind 
als diejenigen für Mietwohnungen. Die angegebenen Sätze 
können sich im Einzelfall je nach Sachlage durch Zu- bzw. Ab- 
schläge ändern. Zusätzlich werden zeitlich begrenzte Beihilfen 
(Annuitäts- und Zinszuschüsse) in länderweise unterschied- 
licher Höhe zur Verbilligung v^on Kapitalmarktmittel gewährt. 


Dr. Bücher 
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Übersicht I 


Das Verhältnis von Eigentümerwohnungen in Familienheimen und 
Mehrfamilienhäusern (einschließlich Wohnungseigentum) 
zu Mietwohnungen im öffentlich geförderten sozialen Wohnungsbau *) 
der einzelnen Bundesländer in v. H. 


Land 

Eigen 

in Fa- 
milien- 
heimen -] 

1 

1964 

tlimerwohnungen h 

in Mehr- . 

familien- 

häusern 

1 und 2 

2 3 

Miet- 

wohnun- 

gen 

4 

1965 

Eigentümerwohnungen g 

in Fa- in Mehr- , 

i- f gesamt 

muien- rarnilien- , 

heimen -) häusern f ^ 

’ 5 und 6 

5 6 7 

Miet- 

wohnun- 

gen 

8 

Baden-Württemberg 

30,2 

2,8 

33,0 

67,0 

27,7 

3,0 

30,7 

69,3 

Bayern 

27,3 

5,8 

33,1 

66,9 

29,0 

10,1 

39,1 

60,9 

Berlin (West) 

5,0 

5,2 

10,2 

89,8 

5,5 

8,2 

13,7 

86,3 

Bremen 

14,4 

5,3 

19,7 

80,3 

26,0 

6,2 

32,2 

67,8 

Hamburg 

9,5 

7,6 

17,1 

82,9 

13,6 

2,7 

16,3 

83,7 

Hessen 

24,1 

0,5 

24,6 

75,4 

23,5 

0,4 

28,9 

71,1 

Niedersachsen 

44,0 

1,4 

45,4 

54,6 

38,2 

1,9 

40,1 

59,9 

Nordrhein- Westfalen 

28,0 

1,9 

29,9 

70,1 

26,0 

1,9 

27,9 

72,1 

Rheinland-Pfalz 

48,2 

2,0 

50,2 

49,8 

47,3 

0,6 

47,9 

52,1 

Saarland 

64,0 

0,1 

64,1 

35,9 

77,1 

0,5 

77,6 

22,4 

iSchleswig-Holstein 

33,0 

3,5 

36,5 

63,5 

35,1 

0,9 

36,0 

64,0 

1 

Insgesamt 

28,1 

2,9 

31,0 

69,0 

27,4 

3,4 

30,8 

69,2 


Aufgrund der Bewilligungsbescheide 
h Einschließlich Wohnungseigentum 
“) Einschließlich sonstiger Einfamilienhäuser 


Übersicht II 


Die Zahl der unerledigten Anträge auf Förderung von Famlienheimen 
und die tatsächlich mit öffentlichen Mitteln geförderten Familienheime 
in den einzelnen Ländern: 


Land 

Die Zahl der unerledigten 
Anträge auf Förderung 
von Familienheimen 
zum Stichtag 30. Juni 

1964 1965 

Tatsächlich mit öffent- 
lichen Mitteln geförderte 
Familienheime aufgrund 
der Bewilligungsstatistik 

Juli 1964 n TT 11 ■ 1 

bis 2. Ha bjahr 

Juni 1965 1964 ' 1965 

Baden-Württemberg 

17 407 

17 382 

6 466 

4 404 

2 867 

Bayern 

9 038 

8 377 

7 638 

4 210 

4616 

Berlin (West) 

1 579 

1 431 

822 

469 

448 

Bremen 

1 453 

1 241 

1 064 

565 

594 

Hamburg 

776 

939 

1 529 

684 

668 

Hessen 

8 264 

7 320 

4 892 

3 174 

3 324 

Niedersachsen 

34 033 

34 766 

11 620 

7 524 

2 409 

Nordrhein- Westfalen 

40 110 

39 894 

24 008 

19 647 

16 255 

Rheinland-Pfalz 

3 476 

3 356 

3010 

1 561 

1 331 

Saarland 

3 850 

3 101 

2 407 

1 326 

1 328 

Schleswig-Holstein 

5217 

6 472 

4 660 

2 642 

1 428 

Insgesamt 

125 203 

124 279 

68116 

46 206 

35 268 
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Übersicht III 


Durchschnittssätze für öffentliche Baudarlehen nach § 43 11. WoBauG 
zum Bau von Familienheimen einerseits und Mietwohnungen andererseits 
unter Zugrundelegung einer 70-qm-Wohnung in den einzelnen Ländern *’*) 


DM je Wohnung 




1963 

1964 

1965 

Baden- Württemberg 

Familienheime 

8 800') 

13 200 

13 200 

Mietwohnungen 

8 000') 

12 000 

12 000 

Bayern 

Familienheime 

14 040 

15 900 

13 000 

Mietwohnungen 

12 480 

14 040 

1 1 800 

Berlin (West) 

Familienheime 

19 950 

19 950 

19 950 

Mietwohnungen 

18 140 

18 140 

18 140 

Bremen 

Familienheime 

10 450/14 600 

10 450/14 600 

12 500 

Mietwohnungen 

9 500/14 600 

9 500/14 600 

11 200 

Hamburg 

Familienheime 

13 510/16 800 

16 800 

16 800 

Mietwohnungen 

12 250/15 260 

15 260 

15 260 

Hessen 

Familienheime 

i 8 700 

8 700 “^) 

13 200 

Mietwohnungen 

i 8 000 

8 000 -) 

12 000 

Niedersachsen 

Familienheime 

12 600 

15 200 

7 600') 


Mietwohnungen 

11 600 

14 400 

7 200 ') 

Nordrhein- Westfalen 

Familienheime 

11 000/14 700=') 

11 000/14 700 =*) 

11 000/14 700 


Mietwohnunaen 

10 000/13 300 ^) 

10 000/13 300 =') 

10 000/13 300 

Rheinland-Pfalz 

Familienheime 

10 000 

11 000 

17 600 


Mietwohnungen 

8 500 

9 500 

16 000 ") 

Saarland 

Familienheime 

1 1 000 -) 

1 1 000 “) 

11 000 


Mietwohnungen 

9 300 “) 

9 300 “) 

9 300 

Schleswig-Holstein 

Familienheime 

15 600 

16 500 

19 000 

Mietwohnungen 

12 800 

13 800 

13 600 


*) ohne Familienzusatzdarlehen, 
g Auf der Grundlage einer 60-qm-Wohnung. 

2) Berichtigt gegenüber der Vorjahresmeldung. 

•h 1963/64; berichtigt gegenüber der vorjährigen Meldung, in der die bewilligten Darlehen einschließ- 
lich Eigenkapitalhilfen und Zusatzdarlehen angegeben waren. 

h Daneben werden im gleichen Umfang Kapitalmarktmittel durch 15jährige Aufwendungszuschüsse 
verbilligt. 

•'») In Städten der Ortsklasse 5, in den übrigen Gemeinden lag der Durchschnittssatz um 10 v, H. 
niedriger. 
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